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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Ausgegeben Danzig, den 8. September 1938 


Nr. 54 


Dag Inhalt: Seite 
31. 8. 1933 Verordnung betreffend den vorläufigen Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dem Wirtſchafts⸗ 

vertrage zwiſchen der Republik Polen und dem Deutſchen Reich vom 1. Juli 1938 ſamt Schluß⸗ 

protokoll, Sitzungsprotokoll, Abkommen über die Zahlungen im Warenverkehr (Verrechnungsabkommen) 

ſowie Schlußprotokoll zum Wirtſchaftsvertrag und Verrechnungsabkommen 


137 Verordnung 


betreffend den vorläufigen Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dem Wirtſchaftsvertrage zwiſchen der 
Republik Polen und dem Deutſchen Reich vom 1. Juli 1938 ſamt Schlußprotokoll, Sitzungs protokoll, 
Abkommen über die Zahlungen im Warenverkehr (Verrechnungsabkommen) ſowie Schlußprotokoll 
zum Wirtſchaftsvertrag und Verrechnungsabkommen. 
Vom 31. Auguſt 1938. 


Auf Grund der Verordnung betr. die Ermächtigung des Senats zur Verkündung internationaler 
Verträge und Abkommen vom 18. Dezember 1933 (G. Bl. S. 631) wird folgendes verordnet: 


8 1 

Die Freie Stadt Danzig tritt mit Wirkung vom 1. September 1938 dem Wirtſchaftsvertrage 
zwiſchen der Republik Polen und dem Deutſchen Reich vom 1. Juli 1938 ſamt Schlußprotokoll, 
Sitzungsprotokoll, Abkommen über die Zahlungen im Warenverkehr (Verrechnungsabkommen) ſowie 
Schlußprotokoll zum Wirtſchaftsvertrag und Verrechnungsabkommen vorläufig bei mit Ausnahme der 
Beſtimmungen aus Poſition „20“ des deutſchen Zolltarifs der Anlage A zum Wirtſchaftsvertrag 
ſowie des Artikels 17 des Verrechnungsabkommens. 

Der deutſche Text des Wirtſchaftsvertrages, des Schlußprotokolls, des Sitzungsprotokolls, des 
Verrechnungsabkommens ſowie des Schlußprotokolls zum Wirtſchaftsvertrage und Verrechnungs⸗ 
abkommen wird, mit Ausnahme der Anlagen, nachſtehend veröffentlicht. Die Anlagen, die hiermit 
in Bezug genommen werden, liegen bei dem Senat — Abteilung Wirtſchaft — zur Einſichtnahme aus. 


§ 2 

Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Beſtimmungen 
zu erlaſſen. 

§ 3 

Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 19. November 1935 über den Beitritt der Freien Stadt 
Danzig zu dem Wirtſchaftsvertrage zwiſchen der Republik Polen und dem Deutſchen Reich und dem 
polniſch-deutſchen Verrechnungsabkommen (G. Bl. S. 1069) außer Kraft. Es behalten jedoch ihre Wirk⸗ 
ſamkeit die Erſte und Zweite Verordnung vom 19. November 1935 zur Durchführung des polniſch⸗ 
deutſchen Wirtſchaftsvertrages und des polniſch⸗deutſchen Verrechnungsabkommens vom 4. November 
1935 (G. Bl. S. 1115 und 1117). In dem durch die Erſte Verordnung vom 19. November 1935 zur 
Durchführung des polniſch-deutſchen Wirtſchaftsvertrages und des polniſch-deutſchen Verrechnungsabkom⸗ 
mens vom 4. November 1935 (G. Bl. S. 1115) veröffentlichten Protokoll vom 18. November 1935, 
abgeſchloſſen zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der Republik Polen über die Durchführung des 
Wirtſchaftsvertrages zwiſchen der Republik Polen und dem Deutſchen Reich vom 4. November 1935, 
treten die folgenden Anderungen ein: 

1. An die Stelle der Polniſchen Verrechnungsſtelle (Polskie Towarzyſtwo Handlu Kompenſacyj⸗ 
nego w Warſzawie), Zahan genannt, tritt das polniſche Verrechnungsinſtitut (Polski Inſtytut 
Rozrachunkowy w Warſzawie). 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 16. 9. 1938.) 
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2. Ziffer 4 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 
In den Rat des Polniſchen Verrechnungsinſtituts wird ein vom Senat der Freien Stadt 
Danzig zu benennender Vertreter der Freien Stadt Danzig treten. Das Danziger Mitglied 
des Rates hat das Recht, in ſämtliche Geſchäftsvorgänge Einſicht zu nehmen, die das polniſch⸗ 
deutſche Verrechnungsabkommen anlangen und direkt oder indirekt Danziger Firmen be⸗ 
treffen. 

3. In Ziffer 15 wird als Abſatz 3 folgende Beſtimmung eingefügt: 

Bei den Auszahlungen an die Danziger Ausführer für die Ausfuhr im Rahmen der auf Danzig 
entfallenden Anteile des Ausfuhrplanes werden als einſtweiliger Nachweis der getätigten Ausfuhr die 
durch den Ausführer der Danziger Verrechnungsſtelle vorzulegenden und durch die Zollämter be— 
ſtätigten Abſchnitte 3 der Ausfuhrverrechnungsſcheine anerkannt. Die Nummern und Beträge der hierbei 
beglichenen Verrechnungsſcheine wird die Danziger Verrechnungsſtelle dem polniſchen Verrechnungs— 
inſtitut unverzüglich mitteilen. 


Danzig, den 31. Auguſt 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 1586/38 Greiſer Huth 


Wirtſchaftsvertrag 
zwiſchen der Republik Polen und dem Deutſchen Reich. 


Der Präſident der Republik Polen 
und 
der Deutſche Reichskanzler, 
von dem Wunſche geleitet, eine vertragliche Grundlage für die Wirtſchaftsbeziehungen zwiſchen den 
beiden Ländern zu ſchaffen, haben beſchloſſen, einen Wirtſchaftsvertrag abzuſchließen. 
Zu dieſem Zwecke haben ſie als ihre Bevollmächtigten ernannt: 
Der Präſident der Republik Polen: 
Herrn Jözef Lipski, Botſchafter der Republik Polen in Berlin, 
Herrn Tadäuſz Geppert, Miniſterialdirektor im Miniſterium für Induſtrie und Handel, 
Der Deutſche Reichskanzler: 5 
Herrn Ernſt Freiherr von Weizſäcker, Staatsſekretär des Auswärtigen Amts, 
Herrn Dr. Karl Schnurre, Vortragenden Legationsrat im Auswärtigen Amt, 


die nach gegenſeitiger Mitteilung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten die 
nachſtehenden Beſtimmungen vereinbart haben: 


Artikel 1 
Die Boden- und Gewerbeerzeugniſſe jedes vertragſchließenden Teiles werden bei der Einfuhr in 
das Gebiet ſowie bei der Ausfuhr nach dem Gebiet des anderen Teiles in Anſehung des Betrages, der 
Erhebung und Sicherſtellung von Zöllen und Abgaben einſchließlich aller Gebühren, Zuſchläge, Koef⸗ 
fizienten oder ſonſtigen Erhöhungen ſowie in Anſehung aller Zollförmlichkeiten nach dem Grundſatz der 
Meiſtbegünſtigung behandelt. 


Artikel 2 

Deutſche Boden- und Gewerbeerzeugniſſe, die durch das Gebiet anderer Länder in das polniſche 
Zollgebiet eingeführt werden, und polniſche Boden⸗ und Gewerbeerzeugniſſe, die durch das Gebiet 
anderer Länder nach Deutſchland eingeführt werden, ſowie Boden- und Gewerbeerzeugniſſe dritter 
Länder, die durch das Gebiet eines der vertragſchließenden Teile in das Gebiet des anderen Teiles 
eingeführt werden, dürfen bei ihrer Einfuhr keinen anderen oder höheren Zöllen oder Abgaben unter⸗ 
liegen, als wenn ſie aus dem Urſprungsland unmittelbar oder put irgendein anderes Land eingeführt 
worden wären. 

Dieſe Beſtimmung gilt ſowohl für die unmittelbar durchgeführten als auch für die Waren, die 
während der Durchfuhr umgeladen, umgepackt oder gelagert worden Jind, 
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Artikel 3 
Anlage A 
Die in der Anlage A bezeichneten Erzeugniſſe des polniſchen Zollgebiets werden bei ihrer Ein⸗ 
fuhr in das deutſche Zollgebiet keinen höheren als den in dieſer Anlage feſtgeſetzten Zöllen unter⸗ 
liegen. 5 


Anlage B 

Die in der Anlage B bezeichneten deutſchen Erzeugniſſe werden bei ihrer Einfuhr in das pol⸗ 

niſche Zollgebiet keinen höheren als den in dieſer Anlage feſtgeſetzten Zöllen unterliegen. 
Artikel 4 

Innere Abgaben, die in dem Gebiet des einen der vertragſchließenden Teile, ſei es für Rechnung 
des Staates oder einer Gemeinde oder einer anderen Körperſchaft, auf der Erzeugung, der Zube⸗ 
reitung oder dem Verbrauch einer Ware ruhen oder ruhen werden, dürfen die Erzeugniſſe des anderen 
Teiles unter keinem Vorwand höher oder in läſtigerer Weiſe treffen als die gleichartigen Erzeugniſſe 
des eigenen oder des meiſtbegünſtigten Landes. 

Hinſichtlich der Zulaſſungsgebühren, der Erleichterungen für die Zulaſſung und ähnlichem werden 
die in dem Gebiet des einen der vertragſchließenden Teile hergeſtellten Kraftfahrzeuge in dem Gebiet 
des anderen der vertragſchließenden Teile nicht weniger günſtig behandelt werden als die Kraftfahr⸗ 
zeuge des letzteren. 

Artikel 5 

Hinſichtlich der Nationaliſierung der von einem der vertragſchließenden Teile in das Gebiet des 
anderen Teiles eingeführten Waren wird dieſer, ausgehend von ſeiner eigenen Geſetzgebung, die Meiſt⸗ 
begünſtigung gewähren. 

Bei der Anwendung der Beſtimmungen über die Nationaliſierung werden die im zollbegünſtigten 
Verkehr hergeſtellten Erzeugniſſe ebenſo behandelt werden wie Erzeugniſſe, die im freien Verkehr her- 
geſtellt wurden. 

Artikel 6 

Für den Fall, daß einer der vertragſchließenden Teile genötigt ſein ſollte, die Ein⸗ oder Ausfuhr 
von Waren zu verbieten oder zu beſchränken, verpflichtet er ſich, die Intereſſen des anderen Teiles ſo⸗ 
weit möglich zu berückſichtigen. 

Artikel 7 
Anlage C und D 

Für die Einfuhr polniſcher Tiere, tieriſcher Teile und Erzeugniſſe ſowie von Heu und Stroh nach 
Deutſchland und für die Durchfuhr ſolcher Erzeugniſſe durch Deutſchland gelten die in den Anlagen 
C und D enthaltenen Beſtimmungen. 

Im übrigen bleiben die veterinären deutſchen Beſtimmungen unberührt. 


Artikel 8 

Kaufleute, Fabrikanten und andere Gewerbetreibende des einen vertragſchließenden Teiles, die 
durch eine von den Behörden ihres Landes ausgeſtellte Ausweiskarte nachweiſen, daß ſie in dem 
Staat, in dem ſie ihren Wohnſitz haben, zur Ausübung ihres Handels oder ihres Gewerbebetriebes 
berechtigt ſind, und daß ſie dort die geſetzlichen Steuern und Abgaben entrichten, ſollen befugt ſein, 
ſelbſt oder durch in ihrem Dienſte ſtehende Reiſende, unter Beobachtung der vorgeſchriebenen Förmlich⸗ 
keiten, in dem Gebiet des anderen Teiles bei Kaufleuten oder in offenen Verkaufsſtellen oder bei Per⸗ 
ſonen, welche die Waren gewerbsmäßig erzeugen, Wareneinkäufe zu machen. Sie können ferner bei Kauf⸗ 
leuten oder bei anderen Perſonen, in deren Gewerbebetrieb Waren der angebotenen Art Verwendung 
finden, Beſtellungen ſuchen und ſind berechtigt, Warenproben und Muſter, jedoch keine Waren mitzu⸗ 
führen. Wegen der in dieſem Abſatz bezeichneten Tätigkeit werden ſie keiner beſonderen Abgabe unter⸗ 
worfen. 

Die Ausweiskarten müſſen dem Muſter entſprechen, das in dem am 3. November 1923 in Genf 
unterzeichneten internationalen Abkommen über die Vereinfachung der Zollförmlichkeiten aufgeſtellt 
iſt. Ein konſulariſcher oder anderer Sichtvermerk wird für dieſe Ausweiskarten nicht gefordert. 

Die Beſtimmungen dieſes Artikels finden keine Anwendung auf den Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen, auf den Hauſierhandel und auf das Aufſuchen von Beſtellungen bei Perſonen, die weder Handel 
noch ein Gewerbe betreiben. Die vertragſchließenden Teile behalten ſich in dieſer Hinſicht volle Freiheit 
ihrer Geſetzgebung vor. 

Artikel 9 

Die untengenannten Gegenſtände werden von jedem der vertragſchließenden Teile unter der Be⸗ 

dingung der Wiederausfuhr oder der Wiedereinfuhr ſowie der Sicherſtellung etwa fällig werdender 
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Abgaben und unter Vorbehalt der erforderlichen Aufſichtsmaßnahmen frei von jeder Ein- und Aus⸗ 
gangsabgabe gelaſſen: 

a) Werkzeuge, Inſtrumente und mechaniſche Geräte, die ein Unternehmer des einen in das Gebiet 
des anderen vertragſchließenden Teiles einführt, um dort durch ſein Perſonal Montierungs⸗, 
Verſuchs-, Ausbeſſerungs- oder andere ähnliche Arbeiten vornehmen zu laſſen, gleichviel ob die 
genannten Gegenſtände durch Verſendung eingeführt oder durch das Perſonal ſelbſt einge⸗ 
bracht werden; 


b) Gegenſtände zur Ausbeſſerung; 

c) gebrauchte handelsübliche Umſchließungen aller Art ſowie Schutzdecken und andere Ver⸗ 
packungsmittel, auch Webebäume, Holz- und Papprollen, die aus dem Gebiet des einen in 
das Gebiet des anderen vertragſchließenden Teiles zum Zwecke der Ausfuhr von Waren ein⸗ 
geführt oder, nachdem ſie nachweislich dazu gedient haben, aus dem Gebiet des anderen 
Teiles wieder zurückgebracht werden; 

d) Maſchinenteile zum Ausproben; 


e) Waren (mit Ausnahme von Verzehrungsgegenſtänden), welche auf Ausſtellungen, Märkte 
oder Meſſen gebracht werden; 

f) Möbelwagen und Möbelkäſten, die über die Grenze zu dem Zweck gebracht werden, Gegen⸗ 
ſtände aus dem Gebiet des einen in das Gebiet des anderen vertragſchließenden Teiles zu 
befördern, auch wenn ſie auf der Rückreiſe eine neue Ladung tragen, gleichgültig, an welchem 
Ort dieſe neue Ladung aufgenommen worden iſt, nicht aber, wenn ſie inzwiſchen zu reinen 
Inlandstransporten verwendet worden ſind; beide Beförderungsmittel einſchließlich des zum 
üblichen Gebrauche während der Beförderung dienenden Zubehörs und bei Gewährung einer 
Friſt für die Wiederausfuhr von ſechs Monaten. 

Warenproben und Muſter nach Maßgabe des am 3. November 1923 in Genf unterzeichneten 
internationalen Abkommens über die Vereinfachung der Zollförmlichkeiten bei Gewährung 
einer Friſt für die Wiederausfuhr von zwölf Monaten. 

Edelmetallwaren, die von Handelsreiſenden als Muſter im Vormerkverfahren eingeführt werden, 
ſind auf Verlangen vom Punzierungszwang zu befreien, wenn entſprechende Sicherſtellung geleiſtet 
wird, die bei Silberwaren das Doppelte, bei Gold- und Platinwaren das Vierfache des Zollbetrags 
nicht überſteigen darf. Werden die Muſter nicht rechtzektig wieder ausgeführt, Jo verfällt die hinter⸗ 
legte Sicherheit, unbeſchadet der durch die Geſetzgebung vorgeſehenen Strafen. 


Artikel 10 . 
Jeder der vertragſchließenden Teile wird Behörden bezeichnen, die befugt und verpflichtet ſind, auf 


Verlangen verbindliche Auskunft über Zolltarifſätze und die Tarifierung beſtimmt bezeichneter Waren 
zu geben. 


— 
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Artikel 11 

Soweit bei der Einfuhr von Erzeugniſſen des einen vertragſchließenden Teiles in das Gebiet des 
anderen die Vorlage von Urſprungszeugniſſen gefordert wird, verpflichten ſich die vertragſchließenden 
Teile dafür zu ſorgen, daß der Handel nicht durch überflüſſige Förmlichkeiten oder übermäßige Ge⸗ 
bühren bei der Ausſtellung von Arſprungszeugniſſen behindert wird. 

Die Urſprungszeugniſſe können von der Zollbehörde des Verſandortes im Innern oder an der 
Grenze oder von der zuſtändigen Induſtrie- und Handelskammer, im Deutſchen Reich auch von der 
Hauptabbteilung II der Landesbauernſchaften, den Außenhandelsſtellen oder den Handwerkskammern, 
in Polen auch von den Wojewodſchaftsämtern ausgeſtellt werden. Die beiden Regierungen können 
Vereinbarungen treffen, um noch auf andere als die oben bezeichneten Stellen oder auch auf wirtſchaft⸗ 
liche Vereinigungen eines der beiden Länder die Befugnis zur Ausſtellung von Arſprungszeugniſſen zu 
übertragen, die von den Zollbehörden des anderen Landes anzunehmen ſind. Falls die Zeugniſſe 
nicht von einer dazu ermächtigten Staatsbehörde ausgeſtellt ſind, kann die Regierung des Beſtim⸗ 
mungslandes verlangen, daß fie von ihrer für den Verfandort der Waren zuſtändigen diplomatiſchen. 
oder konſulariſchen Behörde beglaubigt werden. N 

Die Urſprungszeugniſſe können ſowohl in der Sprache des Beſtimmungslandes als auch in der 
Sprache des Ausfuhrlandes abgefaßt ſein; im letzteren Falle können die Zollämter des Beſtimmungs⸗ 
landes eine Überſetzung verlangen. f g f 

Wenn Erzeugniſſe dritter Länder über das Gebiet des einen vertragſchließenden Teiles in das 
Gebiet des anderen eingeführt werden, ſo werden die Zollbehörden des letztgenannten Teiles auch die 
in dem Gebiet des erſtgenannten Teiles nach den Beſtimmungen dieſes Artikels ausgeſtellten Urſprungs⸗ 
zeugniſſe annehmen. f IR % 900 ue aif M 
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Wenn wegen unrichtiger Angaben im Urſprungszeugnis oder wegen Unzuträglichkeiten bei der 
Ausſtellung der Urſprungszeugniſſe die Regierung des einen vertragſchließenden Teiles bei der Ree 
gierung des anderen vorſtellig wird, wird dieſe unverzüglich den Tatbeſtand unterſuchen, das Ergebnis 
mitteilen und nötigenfalls alle Maßnahmen zur Abſtellung von Mißſtänden treffen. 


Artikel 12 

Wenn einer der vertragſchließenden Teile die Behandlung einer Ware bei der Einfuhr von beſon⸗ 
deren Bedingungen in Beziehung auf Zuſammenſetzung, Reinheitsgrad, Güte, ſanitären Zuſtand, Er⸗ 
zeugungsgebiet oder von anderen ähnlichen Bedingungen abhängig macht, werden beide Regierungen 
gemeinſam prüfen, ob die Kontrollförmlichkeiten, durch die feſtgeſtellt werden ſoll, ob die Ware den 
vorgeſchriebenen Bedingungen genügt, durch Zeugniſſe vereinfacht werden können, die in gebührender 
Form von den zuſtändigen Behörden des Ausfuhrlandes ausgeſtellt werden. 

Sind beide Regierungen hierüber einig, ſo werden ſie gemeinſam das Verfahren für den Nachweis 
der erforderlichen Bedingungen feſtlegen. Sie werden ferner die Behörden bezeichnen, die zur Aus⸗ 
ſtellung der Zeugniſſe befugt ſind, den Inhalt der Zeugniſſe, die bei der Ausſtellung zu befolgenden 
Grundſätze, die Förmlichkeiten, durch welche die Nämlichkeit der Waren gewährleiſtet wird, und ge⸗ 
gebenenfalls auch das Verfahren für die Entnahme von Proben. 

Es herrſcht Einverſtändnis darüber, daß das Beſtimmungsland auch bei Vorlage von Zeugniſſen 
auf Grund der in dieſem Artikel vorgeſehenen Vereinbarungen das Recht hat, die Richtigkeit der 
Zeugniſſe nachzuprüfen und ſich über die Nämlichkeit der Waren zu vergewiſſern. 


Artikel 13 

Die Zollverwaltung jedes der beiden vertragſchließenden Teile wird außer bei Verdacht von 
Mißbrauch und unbeſchadet der Rechte, die ſie aus der Geſetzgebung ihres Landes herleitet, Plomben 
oder Siegel anerkennen und unberührt laſſen, die die Zollverwaltung des anderen Teiles an ſolche Sen⸗ 
dungen angelegt hat, die unter Zollaufſicht ſtehen; das Recht, die Plomben oder Siegel durch An- 
bringen neuer Zollzeichen zu vervollſtändigen, bleibt ihr jedoch vorbehalten. 

In gleicher Weiſe wird die Zollverwaltung jedes Teiles bei der Zulaſſung von Gegenſtänden 
zur vorläufig zollfreien Einfuhr die Zeichen anerkennen und unberührt laſſen, die die Zollverwaltung des 
anderen Teiles zur Feſthaltung der Nämlichkeit an den Gegenſtänden angebracht hat. 


Artikel 14 
Sollte nach Anſchauung eines der vertragſchließenden Teile der beiderſeitige Verkehr eine Er⸗ 
weiterung der Abfertigungsbefugniſſe von Grenzzollämtern des anderen vertragſchließenden Teiles er⸗ 
fordern, ſo verpflichtet ſich dieſer, auf Vorſchlag des anderen Teiles binnen drei Monaten darüber Ver⸗ 
handlungen aufzunehmen. 
Artikel 15 
Jeder der vertragſchließenden Teile verpflichtet ſich, im Rahmen feiner Geſetzgebung alles Er- 
forderliche zu tun, um die Boden- und Gewerbeerzeugniſſe des anderen vertragſchließenden Teiles 
gegen jede Art unlauteren Wettbewerbes im Handelsverkehr zu ſchützen. 


Artikel 16 

Soweit die Beſtimmungen dieſes Vertrags die gegenſeitige Gewährung der Meiſtbegünſtigung 

betreffen, ſind ſie nicht anwendbar: 

a) auf die von einem der vertragſchließenden Teile angrenzenden Staaten gegenwärtig oder 
künftig gewährten beſonderen Begünſtigungen zur Erleichterung des Grenzverkehrs in einer 
Ausdehnung von in der Regel nicht mehr als 15 km beiderſeits der Grenze; 

b) auf die von einem der vertragſchließenden Teile gegenwärtig oder künftig auf Grund einer 
Zollvereinigung eingegangenen Verpflichtungen. 


Artikel 17 

Jede der beiden Regierungen wird einen Regierungsausſchuß einſetzen. Aufgabe dieſer Ausſchüſſe 
iſt es, in ſtändiger unmittelbarer Fühlungnahme alle Fragen zu behandeln, die mit der Durchführung 
dieſes Vertrags zuſammenhängen. Über die Zuſammenſetzung der Regierungsausſchüſſe werden ſich 
die beiden Regierungen baldigſt Mitteilung machen. 

Die Regierungsausſchüſſe treten auf Antrag eines der beiden Vorſitzenden zuſammen. 

Es ſteht den Regierungsausſchüſſen frei, Sachverſtändige zuzuziehen und gemiſchte Unterausſchüſſe 
einzuſetzen. 

Für ihre Tätigkeit ſtellen die Ausſchüſſe eine gemeinſame Geſchäftsordnung auf. 
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Artikel 18 
Die Deutſche Regierung wird bei der Einfuhr von polniſchen Boden: und Gewerbeerzeugniſſen 
die polniſchen Intereſſen in angemeſſener Weiſe berückſichtigen. 
Die Polniſche Regierung wird die deutſchen Intereſſen bei der Einfuhr deutſcher Boden- und Ge⸗ 
werbeerzeugniſſe in das polniſche Zollgebiet in angemeſſener Weiſe berückſichtigen. 


Artikel 19 

Sollten ſich die Erwartungen nicht erfüllen, von denen die beiden vertragſchließenden Teile beim 
Abſchluß dieſes Vertrages ausgegangen ſind, oder ſollte ſich durch eine eingetretene ungünſtige Entwick⸗ 
lung oder wegen von dem anderen Teil ergriffener Maßnahmen auf wirtſchaftlichem Gebiet ein Teil 
benachteiligt fühlen, fo kann jeder der beiden vertragſchließenden Teile unverzüglich Verhandlungen 
beantragen mit dem Ziele, Abhilfe zu ſchaffen. Sollten ſolche Verhandlungen im Laufe eines Monats, 
vom Tage des Eingangs des Antrages an gerechnet, nicht zu einem befriedigenden Ergebnis führen, 
fo ſoll der Teil, der fic) benachteiligt erachtet, das Recht haben, den vorliegenden Vertrag mit ſechs⸗ 
wöchiger Friſt vom Tage des Eingangs der Kündigung an gerechnet zu kündigen. 


Artikel 20 

Die Polniſche Regierung, die mit der Führung der auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt 
Danzig auf Grund von Artikel 104 des Vertrages von Verſailles und Artikel 2 und 6 des Pariſer 
Vertrages vom 9. November 1920 zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig betraut worden 
iſt, behält ſich das Recht vor zu erklären, daß die Freie Stadt ein vertragſchließender Teil dieſes 
Wirtſchaftsvertrages iſt und die Verpflichtungen übernimmt und die Rechte erwirbt, die in ihm nieder⸗ 
gelegt ſind. Dieſer Vorbehalt bezieht ſich nicht auf die Bestimmungen dieſes Wirtſchaftsvertrages, 
welche die Republik Polen bezüglich der Freien Stadt Danzig eingegangen iſt auf Grund der Polen 
vertraglich zuſtehenden Rechte. 

Artikel 21 n 
Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert werden. Der Austauſch der Ratifikationsurkunden ſoll ſo bald wie 
möglich in Warſchau ſtattfinden. Der Vertrag tritt am 30. Tage nach Austauſch der Ratifikations⸗ 
urkunden in Kraft. 
Dieſer Vertrag bleibt bis zum 28. Februar 1941 in Geltung. Er gilt jeweils um ein weiteres 
Jahr verlängert, ſofern ſich beide Teile bis ſpäteſtens 1. Februar eines jeden Jahres darüber verſtän⸗ 
digt haben. 
Läuft der Vertrag über den 28. Februar 1941 hinaus weiter, ſo kann er künftig mit dreimona⸗ 
tiger Friſt zum Ende eines jeden Kalendervierteljahres gekündigt werden. 
Mit dem Inkrafttreten dieſes Vertrages treten folgende Abkommen zwiſchen Polen und Deutſch⸗ 
land ſowie zwiſchen Polen und dem früheren Bundesſtaat Ofterreid) außer Kraft: 
Wirtſchaftsvertrag zwiſchen der Republik Polen und dem Deutſchen Reich vom 4. November 1935. 
Vereinbarung vom 18. Juli 1936 über die Ergänzung des Wirtſchaftsvertrages und des Ver⸗ 
rechnungsabkommens zwiſchen der Republik Polen und dem Deutſchen Reich vom 4. No⸗ 
vember 1935. 

Vertrag vom 20. Februar 1937 über die Verlängerung des Wirtſchaftsvertrages zwiſchen der 
Republik Polen und dem Deutſchen Reich. 

Zuſatzvereinbarung vom 29. November 1937 zu dem am 20. Februar 1937 in Warſchau unter⸗ 
zeichneten Vertrage über die Verlängerung des Wirtſchaftsvertrages zwiſchen der Republik 
Polen und dem Deutſchen Reich vom 4. November 1935. 

Handelsvertrag zwiſchen Polen und Hjterreid vom 11. Oktober 1933. i 

Zuſatzabkommen vom 29. Juli 1936 zum Handelsvertrag zwiſchen Polen und Oſterreich vom 
11. Oktober 1933. nee 

Dieſer Vertrag iſt in doppelter Urſchrift in polniſcher und in deutſcher Sprache ausgefertigt. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten den Vertrag unterzeichnet und hierunter ihre 
Siegel geſetzt. 7 

Berlin, den 1. Juli 1938. 


J6zef Lipski Freiherr von Weizſäcker 
T. Geppert Karl Schnurre 
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Sıhlußpestnfoll 
zum Wirtſchaftsvertrag 


I 
Zu Artikel 1 

Die vertragſchließenden Teile ſind darüber einig, daß der Grundſatz der Meiſtbegünſtigung auch 
dazu verpflichtet, im Zollgebiet eines der beiden Teile jeweils autonom geltende allgemeine Zollermäßi⸗ 
gungen auch den Waren des anderen Teiles zu gewähren. Soweit ſolche Ermäßigungen von einer 
Genehmigung im Einzelfall abhängen, wird das Verfahren gegenüber den Waren des anderen Teiles 
nicht läſtiger gehandhabt werden als gegenüber gleichartigen Waren irgendeines Landes. Der Urſprung 
der Waren im Zollgebiet des anderen Teiles darf ſomit keinesfalls als Grund für irgendeine Dis⸗ 
kriminierung dieſer Waren dienen. 

Die im polniſchen Zollgebiet nicht hergeſtellten Maſchinen und Apparate, die auf Grund von 
autonomen Verordnungen über Zollermäßigungen und Zollbefreiungen Zollermäßigungen genießen, 
unterliegen bei der Einfuhr aus Deutſchland in das polniſche Zollgebiet unter den bei Anwendung der 
autonomen Zollermäßigungen geltenden Bedingungen einem Zoll in Höhe von 20 vom Hundert des 
autonomen Zolles, der in der Spalte 2 des polniſchen Zolltarifs vorgeſehen iſt, mit Ausnahme von 
Textilmaſchinen und Textilapparaten, die einem Zoll von 10 vom Hundert des in Spalte 2 des pol⸗ 
niſchen Zolltarifs vorgeſehenen autonomen Zolles unterliegen. 


Zu Axtikel 2 
Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß ſich beide Teile bei Waren, die im Durchfuhrland ohne 
Zollaufſicht umgeladen, umgepackt oder gelagert worden ſind, die Prüfung des Ursprungs gemäß ihren 
autonomen Beſtimmungen unter Berückſichtigung der Pflichten aus der Meiſtbegünſtigung beſonders 
vorbehalten. 
Zu Artikel 4 
Zu den inneren Abgaben gehören auch alle diejenigen, die den Umſatz erfaſſen. Es beſteht Ein⸗ 
verſtändnis darüber, daß die polniſche Gewerbeſteuer nach dem Geſetz vom 15. Juli 1925, auch wenn 
ſie in pauſchalierter Form von eingeführten Waren erhoben wird, keine Umſatzſteuer im Sinne dieſer 
Vertragsbeſtimmung iſt und daß ſie den Beſtimmungen des Artikels 4 nicht unterliegt. 
Der Grundſatz der Meiſtbegünſtigung gilt jedoch für deutſche Waren hinſichtlich der pauſchalierten 
Gewerbeſteuer. 
Beide Regierungen behalten ſich vor, nach dem Außerkrafttreten des Geſetzes über die polniſche 
Gewerbeſteuer vom 15. Juli 1925 entſprechende Vereinbarungen zu treffen. 


Zu Artikel 6 

Artikel 6 findet keine Anwendung auf Cine und Ausfuhrverbote oder ⸗beſchränkungen, die erlaſſen 
werden 

a) aus Rückſicht auf die öffentliche Sicherheit; 

b) aus Rückſicht auf die öffentliche Geſundheit oder zum Schutze von Tieren oder Pflanzen gegen 
Krankheiten und Schädlinge ſowie von Pflanzen gegen Entartung und Ausſterben, vorbehalt⸗ 
lich der Beſtimmungen der Anlage C; 

e) in Beziehung auf Waffen, Munition und Kriegsgerät und unter außerordentlichen Am⸗ 
ſtänden auf anderen Kriegsbedarf; 

d) in Beziehung auf Waren, die im Gebiet eines der vertragſchließenden Teile den Gegenſtand 
eines Staatsmonopols bilden oder bilden werden, ferner zu dem Zweck, für fremde Waren 
alle anderen Verbote oder Beſchränkungen durchzuführen, die durch die innere Geſetzgebung 
für die Erzeugung, den Vertrieb, die Beförderung oder den Verbrauch gleichartiger, ein⸗ 
heimiſcher Waren im Inland feſtgeſetzt ſind oder feſtgeſetzt werden; 

e) zum Schutze des künſtleriſchen, hiſtoriſchen oder archäoblogiſchen Nationalbeſitzes. 

Die Einfuhr handelsüblicher Muſter und Proben von Waren, die wirtſchaftlichen Einfuhrverboten 
unterliegen, bedarf keiner Einfuhrbewilligung, ſofern auf ſie die Bedingungen des Artikels 10 Abſ. 3 
des internationalen Abkommens über die Vereinfachung der Zollförmlichkeiten vom 3. November 1923 
zutreffen. Soweit es ſich nicht um Muſter und Proben von Nahrungs⸗ und Genußmitteln handelt oder 
um ſolche, die nur zum Gebrauch als Muſter und Proben geeignet ſind, müſſen fie innerhalb einer 
Friſt von zwölf Monaten wieder ausgeführt werden. 8 
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Soweit Muſter und Proben wieder ausgeführt werden müſſen, it bei der Eingangsabfertigung 
neben der Sicherſtellung etwa fällig werdender Abgaben eine weitere Sicherheit in Höhe des angemel— 
deten und vom Eingangszollamt anerkannten Wertes der Ware zu leiſten. 


Zu Artikel 9 

1. Die Sicherſtellung der Ein- und Ausgangsabgaben kann durch Hinterlegung von Bargeld oder 
von ſolchen Wertpapieren, die als Zollkaution angenommen werden dürfen, geleiſtet werden; das gleiche 
gilt für Punzierungsgebühren. 

2. Die Vereinbarung über die Freiheit von Ein- und Ausgangsabgaben erſtreckt ſich nicht auf 
Manipulationsgebühren und ſtatiſtiſche Gebühren. 

3. Zu Buchſtabe b: Die Vereinbarung über die Freiheit von Eingangsabgaben erſtreckt ſich nicht 
auf Zutaten, die den Gegenſtänden bei der Ausbeſſerung im Ausland zugefügt worden find. 

Zu Buchſtabe a bis k: Die in jedem der beiden Länder geltenden Ein- und Ausfuhrverbote 
bleiben unberührt. 

Zu Buchſtabe g: Die Beſtimmung des Schlußprotokolls zu Artikel 6 gilt auch für die hier bezeid)- 
neten Warenproben und Muſter. 

Zu Artikel 11 Abſ. 4 

Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß zur Ausſtellung von Arſprungszeugniſſen für Erzeugniſſe 
dritter Länder, die über das Gebiet des einen vertragſchließenden Teiles in das Gebiet des anderen 
eingeführt werden, nur die zuſtändigen Induſtrie- und Handelskammern befugt ſind. 


Zu Artikel 13 

Die beiden Regierungen behalten ſich vor, zur Ausführung dieſer Beſtimmungen noch nähere Ver⸗ 

einbarungen zu treffen. 8 
Zur Anlage A. 
Zu Nr. aus 20. 

Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß im Jahre 1937 aus dem polniſchen Zollgebiet in das 
Zollgebiet des Landes Sſterreich auf Grund vor dem 13. März 1938 abgeſchloſſener Verträge mit 
Anbauern in Sſterreich 3400 dz Runkelrübenſamen und 7901 dz Zuckerrübenſamen eingeführt worden 
ſind. 


Zu Nr. aus 103. 


1. Unter ſchwarzbuntem Niederungsvieh ſind Rinder von ſchwarzweißer Farbe des Milchviehſchlages, 
der in den Küſtengebieten der Nord- und Oſtſee rein gezüchtet wird, zu verſtehen. 

2. Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß im Durchſſchnitt der Jahre 1931, 1932 und 1933 
aus dem polniſchen Zollgebiet in das deutſche Zollgebiet 2353 Stück Zuchtrinder eingeführt worden 
ſind. 

3. Die Anwendung des Vertragszollſatzes hat zur Vorausſetzung, daß der Einbringer bei der Ab⸗ 
fertigung der Zuchtrinder zum freien Verkehr ein Zeugnis beibringt, daß es ſich um Rinder von ſchwarz⸗ 
buntem Niederungsvieh handelt und daß die Rinder zur Verwendung für Zuchtzwecke geeignet ſind. Die 
deutſchen Behörden ſind berechtigt, die Richtigkeit der Angaben in den Zeugniſſen nachzuprüfen. 

Die beiden Regierungen werden ſich über die mit der Ausfertigung der Zeugniſſe zu betrauenden 
Stellen und über die Form der Zeugniſſe verſtändigen. 


Zu Anlage B 

ES Shi Ne Gea 

Den feſtgeſetzten Vertragszollſatz wird das Münchner, Nürnberger, Coburger, Kulmbacher, Würz⸗ 
burger, Dortmunder, Wuppertaler (Elberfelder), Berliner und Elbinger Exportbier genießen unter der 
Bedingung, daß es mit einer vom Verband der deutſchen Ausfuhrbrauereien ausgeſtellten und vom 
zuſtändigen polniſchen Konſulat viſierten Beſcheinigung verſehen iſt, aus der ſich ergibt, daß das Bier 
Exportbier iſt, das in München, Nürnberg, Coburg, Kulmbach, Würzburg, Dortmund, Wuppertal, 
Berlin oder Elbing hergeſtellt iſt. 


2. Zu Nr. 280. 


Geographiſche Weinnamen und Qualitätsbezeichnungen werden in Polen den entſprechenden Rechts⸗ 
ſchutz genießen, fofern die jeweils in Polen geltenden Rechtsvorſchriften beachtet werden und der Nach⸗ 
weis erbracht wird, daß dieſe geographiſchen Namen und Bezeichnungen in Deutſchland geſetzlich geſchützt 
ſind. 
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3. Zu Nr. 356 

Zur Anwendung des Vertragszollſatzes für Eſter auf Grund des polniſch⸗engliſchen Abkommens 
vom 27. Februar 1935 iſt beim Zollamt eine ſpezifizierte Faktura mit Angabe der genauen chemiſchen 
Bezeichnungen der Eſter niederzulegen. Die Faktura muß durch die Wirtſchaftsgruppe Chemiſche In⸗ 
duſtrie in Berlin beſcheinigt ſein. Die vertraglich zollbegünſtigten Eſter dürfen nur über folgende Zoll⸗ 
ämter eingeführt werden: Warſzawa, Bielſk, Lodz, Katowice, Kraköw, Poznan, Gdynia und im Gee 
biet der Freien Stadt Danzig: Leegetor, Poſt und Weichſelbahnhof. 


4, Zu Nr. 417. 

Zur Anwendung der Vertragszölle, die für die Tarifnummer 417 Punkte 1 und 2 im polniſch⸗ 
ſchweizeriſchen Abkommen vom 3. Februar 1934 für unlösliche Farben zum Färben von Leder vor⸗ 
geſehen ſind, iſt beim Zollamt eine Erklärung des Herſtellers niederzulegen, aus der hervorgeht, daß 
es ſich um Erzeugniſſe handelt, die zum Färben von Leder beſtimmt ſind; auch der Empfänger hat 
eine entſprechende Erklärung abzugeben. Bei Farben aus Punkt 2 muß die Erklärung des Herſtellers 
auch die Angabe enthalten, daß der Gehalt an organiſchen Farbſtoffen 30 vom Hundert und weniger 
beträgt. 

Die Erklärung des Herſtellers muß von der zuſtändigen deutſchen Induſtrie⸗ und Handelskammer 
beſcheinigt ſein, die Erklärung des Empfängers von den Induſtrie⸗Verwaltungsbehörden der zuſtän⸗ 
digen Wojewodſchaft. 


5. Zu Nr. 821, Anmerkung 7. 
Der im Tarif für Waſſerzeichen vorgeſehene Zuſchlag kommt nicht zur Anwendung, falls die 
Waſſerzeichen Fabrik- oder Handelsmarken darſtellen, die keine Qualitätsverbeſſerung zur Folge haben. 


6. Zu Nr. 837 P. 1. 

Bilder für Modezeitſchriften mit erklärendem Text in polniſcher Sprache, die zur Herſtellung von 
Modezeitſchriften bezogen werden, werden auf jeweiligen Antrag beim polniſchen Finanzminiſterium zoll⸗ 
frei abgefertigt werden, und zwar auf Grund von Anmerkung 1. Die Bewilligung wird vom polniſchen 
Finanzminiſterium jeweils auf Grund der Vorlage von Muſtern erteilt werden. 


7. Zu Nr. 985, Anmerkung 1. 

Der Zollſatz von 80 Zl. für 100 kg, deſſen Anwendung von der jeweiligen Genehmigung des 
Finanzminiſteriums abhängig iſt, wird für die in dieſer Anmerkung genannten, für die Papierinduſtrie 
beſtimmten Drahtgewebe auf jeweiligen Antrag der Papierfabriken zugeſtanden werden. 


8. Zu Nr. 1100. 
Elektromotoren für Elektrotiefpumpen, welche getrennt eingeführt werden, werden nach der Tarif- 
nummer 1099 behandelt werden. 


9. Zu Nr. 1197 P. 1 b. 
Dem Vertragszollſatz von 250 Zloty unterliegen die in der Anlage B bei Nr. 1197 P. 1b ges 
nannten Stöcke und Schirmſtöcke, auch wenn ſie lackiert oder poliert ſind. 


10. Zu Nr. 1258 

Die Vertragszollſätze des polniſch⸗tſchechoſlowakiſchen Abkommens vom 10. Februar 1934 für un⸗ 
echte Bijouteriewaren finden Anwendung, wenn eine Beſcheinigung der Induftrie- und Handelskammer 
zu Frankfurt (Main), Hagen i. W., Hanau, Heilbronn, Idar⸗Oberſtein, Pforzheim, Schwäbiſch-Gmünd, 
Wien, Zittau, die von dem zuſtändigen polniſchen Konſulat viſiert iſt, beigefügt wird, aus der ſich ergibt, 
daß dieſe Bijouteriewaren im Bereich der betreffenden Induſtrie- und Handelskammer hergeſtellt ſind. 


II 
Über die Beſeitigung von Doppelbeſteuerung und die Gewährung von Rechtsſchutz und Rechtshilfe 
in Steuerſachen wird jo bald wie möglich ein beſonderes Abkommen geſchloſſen. 


Berlin, den 1. Juli 1938. 


Sojet Lipski Freiherr von Weizſäcker 
T. Geppert Karl Schnurre 
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Sikgungsprototoll Ee: 
zum Wirtſchaftsvertrag i 
Zu Nr. aus 20 
Anlage a 

1. Die Reinheitszeugniſſe werden nach dem anliegenden Muſter (Anlage a) von der Sekcja Cen⸗ 
tralna dla Spraw Naſiennictwa in Warſchau ausgeſtellt. Die Polniſche Regierung wird dem Reichs⸗ 
finanzminiſterium in Berlin die Abbildung der Unterſchriften der zur Unterzeichnung der Reinheits⸗ 
zeugniſſe Berechtigten und die Stempelabdrucke der Sekeja Centralna dla Spraw 8 in ie 
5 Stücken überſenden. 

Jede mit Reinheitszeugnis auszuführende Sendung wird, nachdem ihr eine Probe entnommen 
worden iſt, von der Sekcja Centralna dla Spraw Naſiennictwa in Warſchau oder von ihren Be⸗ 
auftragten verſiegelt. Die Sendung wird zur Ausfuhr erſt freigegeben, wenn die Unterſuchung ergeben 
hat, daß kein Zweifel über die Artreinheit der Sämereien beſteht. 

Der Ausführer, der die Ausſtellung eines Reinheitszeugniſſes beantragt, hat eine Erklärung ab⸗ 
zugeben, daß die Sendung artrein iſt. Die Polniſche Regierung wird dafür Sorge tragen, daß Aus⸗ 
führer, die unrichtige Erklärungen abgegeben haben, Reinheitszeugniſſe nicht mehr erhalten. ; 

In Zweifelsfällen haben die deutſchen Zollſtellen das Recht, nachzuprüfen, ob es ſich um die in 
den Reinheitszeugniſſen bezeichneten Sämereien handelt. 

2. Die Abfertigung der Runkelrübenſamen und Zuckerrübenſamen ijt nur bei der Zollſtelle Lun⸗ 
denburg zuläſſig. 


Zu Nr. aus 103 ty 
Anlage b 

Die Zeugniſſe werden nach dem nachſtehenden Muſter (Anlage b) von der Danziger Bauern⸗ 
kammer in Danzig ausgeſtellt; ſie ſind mit Stempel zu verſehen. Die polniſche Regierung wird dem 
Reichsfinanzminiſterium in Berlin die Abbildung der Anterſchriften der zur Unterzeichnung der Zeug⸗ 
niſſe Berechtigten und des Stempelabdrucks in 5 Stücken überſenden. 5 
i Die beiden Regierungen haben ſich darüber verſtändigt, daß die Abfertigung der Rinder zum 
Vertragszollſatze nur bei den Zollämtern Marienburg und Großboſchpol zuläſſig iſt. 


Berlin, den 1. Juli 1938. 


JGzef Lipski Freiherr von Weizſäcker 
T. Geppert Karl Schnurre 


Abkommen 


über die men im Warenverkehr zwiſchen der Republik Polen und dem Deutſchen Reich 
(Polniſch⸗Deutſches Verrechnungsabkommen). 


Die Polniſche und Deutſche Regierung haben zur Abwicklung der Zahlungen im gegenſeitigen 
Warenverkehr folgendes vereinbart: 
Artikel 1 f 
Der Zahlungsverkehr zwiſchen der Republik Polen und dem Deutſchen Reich wird, ſoweit es ſich 
um die unter dieſes Abkommen fallenden Zahlungs verpflichtungen handelt, in Polen ausſchließlich 
durch Vermittlung des Polski Inſtytut Rozrachunkowy und in Deutſchland ausſchließlich durch Ver⸗ 
mittlung der Deutſchen Verrechnungskaſſe abgewickelt. 


Artikel 2 f 

Unter die Beſtimmungen dieſes Abkommens fallen vorbehaltlich weiterer ae: fol- 
gende Verbindlichkeiten deutſcher Schuldner ge N polniſchen Gläubigern und polniſcher Schuldner 
gegenüber deutſchen Gläubigern: 

1. Zahlungen aus der Einfuhr deutſcher Waren nach Polen und polniſcher Waren nach Deutſch⸗ 
land, 7) 

Proviſionen und Geſchäftsreiſen, g 
Patentgebühren und Lizenzen, 
Veredelungs- und Ausbeſſerungslöhne, 
Preisnachläſſe, Rückvergütungen und SL, dieſe können unmittelbar mit Wa⸗ 
8 renforderungen verrechnet werden. 
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Artikel 3 
Der beiderſeitige Tranſitverkehr fällt nicht unter die Beſtimmungen dieſes Abkommens. 


Artikel 4 
Zahlungen im beiderſeitigen Seefrachtverkehr unterliegen nicht dieſem Abkommen. 


Artikel 5 

Warenverkehr im Sinne dieſes Abkommens iſt: e 

a) die Einfuhr deutſcher Waren in das Gebiet der Republik Polen; als deutſche Waren gelten 
hierbei ſolche Waren, die in Deutſchland erzeugt oder nach der polniſchen Geſetzgebung als 
deutſche Waren anzusehen oder zu behandeln ſind; 

b) die Einfuhr polniſcher Waren in das deutſche Wirtſchaftsgebiet; als polniſche Waren gelten 
hierbei ſolche Waren, die in Polen erzeugt oder nach der deutſchen Geſetzgebung als polniſche 
Waren anzuſehen oder zu behandeln ſind. f E 


Artikel 6 
Schuldner, die nach den Beſtimmungen dieſes Abkommens Reichsmarkzahlungen nach Polen leiſten, 
haben die geſchuldeten Beträge bei Fälligkeit auf das Sonderkonto des Polski Inſtytut Rozrachun⸗ 
kowy bei der Deutſchen Verrechnungskaſſe einzuzahlen. Wenn die Schuldverpflichtung nicht über Reichs⸗ 
mark lautet, iſt der Gegenwert zu dem im Zeitpunkt der Zahlung letztbekannten amtlichen Berliner 
Mittelkurs der betreffenden Währung in Reichsmark umzurechnen. Die Deutſche Verrechnungskaſſe wird 
die eingezahlten Reichsmarkbeträge laufend dem Polski Inſtytut Rozrachunkowy aufgeben. 


Artikel 7 ' 
Schuldner, die nach den Beſtimmungen dieſes Abkommens Zloty⸗Zahlungen nach Deutſchland 
leiſten, haben die geſchuldeten Beträge bei Fällig keit auf das Sonderkonto der Deutſchen Verrech⸗ 
nungskaſſe bei dem Polski Inſtytut Rozrachunkowy einzuzahlen. Wenn die Schuldverpflichtung nicht 
über Zloty lautet, iſt der Gegenwert zu dem im Zeitpunkt der Zahlung letztbekannten amtlichen War⸗ 
ſchauer Mittelkurs der betreffenden Währung in Zloty umzurechnen und in Zloty einzuzahlen. Das 
Polski Inſtytut Rozrachunkowy wird die eingezahlten Zloty⸗Beträge laufend der Deutſchen Ver⸗ 
rechnungskaſſe aufgeben. : 
Artikel 8 1 120 
Nach Eingang der Beträge auf ihren Sonderkonten zahlen die Deutſche Verrechnungskaſſe un 
das Polski Inſtytut Rozrachunkowy die Beträge an die Begünſtigten aus. f 


g Artikel 9 
Kurs- und Zinsverluſte, die bei der Zahlung auf dem vorgeſchriebenen Wege entſtehen, können 
nach den Beſtimmungen dieſes Abkommens nur gezahlt werden, wenn eine dahingehende Vereinbarung 
zwiſchen den privaten Vertragsparteien vorliegt. ' 


Artikel 10 77 ; 

Es bleibt dem Polski Inſtytut Rozrachunkowy und der Deutſchen Verrechnungskaſſe vorbehalten, 
im gegenſeitigen Einvernehmen die ihnen notwendig erſcheinenden zahlungstechniſchen Maßnahmen zu 
treffen. 

: Artikel 11 : 

Einzahlungen auf das Sonderkonto des Polski Inſtytut Rozrachunkowy bei der Deutſchen Ver⸗ 
rechnungskaſſe können nur auf Grund der nach den deutſchen Vorſchriften erforderlichen Genehmigungen 
vorgenommen werden. 

Die Überwachungsſtellen ſtellen Deviſenbeſcheinigungen, die zur Zahlung in beſtimmten Monaten 
berechtigen, im Rahmen des beſonders vereinbarten Einfuhrplanes aus, und zwar in einem Aus⸗ 
maße, wie es der Entwicklung der Gutſchriften auf dem Sonderkonto der Deutſchen Verrechnungs⸗ 
kaſſe bei dem Polski Inſtytut Rozrachunkowy entſpricht. ar BR a 

Einzahlungen auf das Sonderkonto der Deutſchen Verrechnungskaſſe bei dem Polski Inſtytut 
Rozrachunkowy können nur auf Grund der nach den polniſchen Vorſchriften erforderlichen Genehmigun⸗ 
gen vorgenommen werden. a 
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Dieſes Abkommen gilt auch für die Zahlungen aus dem Gebiet des früheren Bundesſtaates Oſter⸗ 


reich nach Polen und umgekehrt, die nach dem 31. Auguſt 1938 geleiſtet werden 
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Artikel 13 
Verpflichtungen österreichischer Schuldner in öſterreichiſchen Schillingen ſind zum Kurſe von öſter. 
Schillinge 101,01 = 100 Zloty, Verpflichtungen polniſcher Schuldner in öſterreichiſchen Schillingen 
zum Kurſe von Zloty 99, — = 100,— öſter. Schillinge zu begleichen. 


Artikel 14 
Die in Artikel 17 des Polniſch⸗Deutſchen Wirtſchaftsvertrages vom heutigen Tage erwähnten 
Regierungsausſchüſſe überwachen die Anwendung dieſes Abkommens. 


; Artikel 15 ; 

Die beiden vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, im Rahmen ihrer Geſetzgebung zu über⸗ 
wachen, daß die Einführer und Ausführer ihres Landes ihre Zahlungen gemäß den Beſtimmungen 
dieſes Abkommens vollziehen bzw. entgegennehmen, und daß der Verkauf von Waren von dem 
einen zu dem anderen e nicht durch au drittes Land erfolgt, um den Verrechnungsverkehr dadurch 
zu umgehen. | | 
Artikel 16 

Private Verrechnungsgeſchäfte können nur mit Einverſtändnis beider Regierungsausſchüſſe geneh⸗ 
migt werden. 

Soweit nach beiderſeitigem Einverſtändnis ein Intereſſe daran beſteht, Zahlungen auf Grund 
bereits vorhandener Wirtſchaftsbeziehungen zwiſchen Polen und Deutſchland weiter über Ausländer⸗ 
Sonderkonten (beſtehende oder neue) abzuwickeln, behält ſich die Deutſche Regierung das Recht vor, ſie 
auf den reien Warenverkehr zu beſchränken. 

Artikel 17 

Beide Regierungen ſind darüber einig, daß die zollamtliche Abfertigung polniſcher Waren im Sinne 
von Artikel I der Zweiten Durchführungsverord nung zum deutſchen Geſetz über die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung vom 24. Juli 1935 nur dann erfolgen ſoll, wenn der deutſche Einführer eine Genehmi⸗ 
gung einer Überwachungsſtelle zur Bezahlung der Waren (Deviſenbeſcheinigung) oder ein durch die 
deutſchen Deviſenbeſtimmungen zugelaſſenes Erſatz papier vorlegt. : 


Artikel 18 
Dieſes Abkommen bildet einen Beſtandteil des heute unterzeichneten Wirtſchaftsvertrages zwiſchen 
der Republik Polen und dem Deutſchen Reich. Ge bleibt keinesfalls länger in Geltung als dieſer Ver⸗ 


trag. 
Artikel 19 des genannten Vertrages findet auf dieſes Abkommen entſprechende Anwendung. 


Artikel 19 
Tritt dieſes Abkommen außer Kraft, jo wer den die vor dem Außerkrafttreten entſtandenen, 
unter den Verrechnungsverkehr fallenden Zahlungs verpflichtungen noch durch Zahlungen nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Abkommens abgewickelt werden. Die beiderſeitigen Sonderkonten müſſen nach den 
Grundſätzen dieſes Abkommens abgewickelt werden. Über die Einzelheiten werden ſich die Regierungs⸗ 
ausſchüſſe unter Wahrung der Intereſſen der beiderſeitigen Cine und Ausführer verſtändigen. 


Berlin, den 1. Juli 1938. 


Jözef Lipski Freiherr von Weizſäcker 


T. Geppert Karl Schnurre 
Schlußprotokoll ER 

zum Wirtſchaftsvertrag und zum Verrechnungsabkommen. 
a I. 


Die vertragſchließenden Teile find darüber einig, daß im polniſch⸗deutſchen gegenfeitigen Waren⸗ 
verkehr Aus⸗ und Einfuhrgeſchäfte mit Lieferungs⸗ oder Zahlungsfriſten über die Geltungsdauer 
des PENNS) CERO ae vom 1. Juli 1938 hinaus zugelaſſen werden. 


I. f 
Für ore deutscher 9 Waren nach dem polniſchen Zollgebiet und von Waren des polniſchen 
Zollgebiets nach Deutſchland zur Erfüllung von Geſchäften, für die nachgewieſen wird, daß ſie während 
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der Geltungsdauer und im Rahmen des polniſch⸗deutſchen Wirtſchaftsvertrages abgeſchloſſen wurden 
und deren Lieferfriſten ſich über die Dauer des Vertrages hinaus erſtrecken oder die aus anderen hin⸗ 
reichend gerechtfertigten Gründen erſt nach Ablauf des Vertrages abgewickelt werden, ſowie für die 
Bezahlung dieſer Lieferungen gelten die gleichen Bedingungen und Vergünſtigungen, wie während 
der Geltungsdauer des erwähnten Wirtſchaftsvertrages. 

Das gleiche gilt für Warenlieferungen, die zum Ausgleich der beiden Sonderkonten nach Ablauf 
des Wirtſchaftsvertrages vom heutigen Tage er forderlich find, ſowie für deren Bezahlung. 


a f i III. a 

Zur Durchführung dieſer Vereinbarung bleiben die im Artikel 19 des polniſch⸗deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftsvertrages eingeſetzten Regierungsausſchüſſe mit den dort vorgeſehenen Befugniſſen beſtehen. Sie 
vereinbaren auch, bis zu welchem Zeitpunkt die Lieferungs- oder Zahlungsfriſten der in I. genannten 
Geſchäfte ſich erſtrecken können, und welche Warenlieferungen zum Ausgleich der beiden Sonderkonten 
nach Ablauf dieſes Vertrages zugelaſſen werden. 


ö N i IV i 
Dieſe Vereinbarung bleibt noch 12 Monate nach dem Außerkrafttreten des Wirtſchaftsvertrages 
zwiſchen der Republik Polen und dem Deutſchen Reich vom heutigen Tage in Geltung. 


Berlin, den 1. Juli 1938. 


Jozef Lipski Freiherr von Weizſäcker 
T. Geppert Karl Schnurre 


Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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